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Des allgemeinegleicheund direkte Wahlrecht
und die sogenannten Konservativen

Es geht in ganz Deutschland schon seit Jahren
Alles so wirr und bunt durcheinander-sdqu em Ulthger
und gesetzter Mensch kaum weIB»,wo ihm derkopf
steht. Aerger als je ist aber die Verwirrungin den

letzten Monaten und besonders seit dem g9.April gewor-

den, wo der Graf Bismarck seine bekannten Anträge
am Frankfurter Bundestage gestellthat.

Jeder weiß,das; die angeblichKonservativensichvor

dem allgemeinenWahlrecht sonst nicht genug kreuzigen
und segnen konnten. Sie sagten: Wenn Jhr Recht
Und Gesetz umstürzen, wenn Ihr jede vernünftige
Ordnung und jede Gottessurcht aus der Welt ausrotten,

wenn Ihr Euer Hab und Gut den Bummlern und

Taugenichtsenpreisgebenund selbst als Bettler in’s

Land gehen wollt, dann müßt Jhr das allgemein e,

gleiche und direkte Wahlrecht einfuhren, und nach

diesemRechte dann auch em»deutschesParlament berufen,
wie es die Umstürzler,»dierothen Republikaner,«die

Kommunisten und Sozialtstell mit allen erdenklichen
Mitteln herbeizuführensuchen. Denn solchein Parla-
ment, sagten sie, wird das Oberste zu unterst und das

Unterste zu oberst kehren, weil es ja gewähltwäre von

dem großenHaufen der Dumnten und Dem, die nichts

ihr eigen nennen, als was sie-geradeauf dem Leibe

tragen. Die ruhigen und«vernünftigenLeute, die Leute,
die Haus und Hof besitzen0dek»d·0chihr gutes und

sicheresBrod haben, die werden natürlichauf die Straße

gejagt werden. Sie mögen daher rhr Bündel bei Zei-
ten schnüren,und ehe ihnen noch Ihr letzterRock und

ihr letzterThaler genommen ist.
Natürlich war das ein ganz albernes Gefchwätz,Und

wissen wir auch ganz genau, daß die, die es- aufbrachten,
gerade am allerwenigsten daran glaubten Aber die

angeblich konservativenSchreiberund Wühlerbrachten
es in Verbindung mit Ihrem sonstigenwüstenGerede,
unter Andekem von der Unvereinbarkeit des Par-
lamentarismus und des königlichenRegiments,
um damit die BesitzendeninIs Bockshorn zu jagen.

Kluge und erfahreneLeute, die auch das Herz auf dem
rechten Fleck hattth gingennatürlichnicht in die Falle
wohl aber die etrohlöpseund die Hasenherzenuns
daneben gar viele sonst recht verständigeMänner-,denen
aber noch die. nöthigeErfahrung und die rechte Welt-

und Menschenkenntnißfehlte. Alle diese Leute ließen
sichdurchsolchesund anderes Geschrei so weit bethören
das; sie meinten, bei Gemeinde- und Staatswahleü
wirklichkonservativ, d. h. für die Erhaltung von Recht
und Gesetzund einer vernünftigenund verfassungmälzigen
Ordnung im Lande zu stimmen,währendsie LinWirk-
lichkeitihre Stimme doch zu Gunsten der Feinde von

Recht und Verfassung. der Junker und Junkergenossen
und der willfährigenDiener der Gewalt abgaben.

Nun, Gott sei Dank, ist das schon besser geworden.
Denen natürlich, die überhauptkein Urtheil und keinen
Verstandhaben, kann man auch keinen eintrichtern Aber

dieehemalsZaghaftenhabendoch nach und nach so viel

Pluth gefaßt, dasz sie bei den Wahlen schon«längst
angefangen haben, wieder ihren eigenen Verstand zu
gebrauchenBesonders aber haben wir seit 1858 und
zumalseit 1862 so viel erlebt, daß es wohl noch kaum
einen mundigen Mann giebt, der aus blofjer Unerfahrew
heit«in die Schlingen der Reaktion fallen wird. Wenn

es jedochim Staate wirklichbesserwerden foll, so reicht
ev nicht aus, dass wir blos zu einer besseren Einsicht
gekommen»sind, wir müssenauch in allen Dingen, die
das Gemeinwesenangehen, besserund kräftigerhandeln
lernen.»Das richtige Wählen ist nur ein Theil des

staatsbürgerlichenHandelns, der für sich allein noch
lange nicht zum Ziele führt. Zum ganzen und vollen

Handelngehörtnoch viel mehr. Wir haben davon schon
ofter gesprochenund weiden bei Gelegenheitauch noch
Mehr darüber reden. Für heute aber wollen wir nur

daran erinnern, wodurch gerade seit dem 9. April die

Verwirrung bei uns einen so besonders hohen Grad
erreicht hat.

Die sogenanntenKonservativenalso haben von jeher
und bis vor wenig Wochen das allgemeinegleicheund
direkte Wahlrecht gerader für den« bösestenunter den

bösenGeistern der sogenanntenNevolution erklärt.· Nach



der bisherigen Meinung dieser Konservativen war nun

der jetzigeMinisterpräsident,der Graf v. Bismarck, der

erste Staatsmann in der ganzen Welt, größerals Preu-
ßen jemals einen gehabt hat, und mindestens eben so
viel werth, als der große Kursürst und der alte Fritz
zusammengenommen
des preußischenStaats ans den Händen des Liberalismus,
als den Mann, der alle Teufel der Revolution in Ketten
und Banden geschlagen hat, als den Helden, der durch
seine Politik Schleswig-Holsteinschon erobert hat und

das übrige Deutschland noch dazu erobern wird. Graf
Bismarck hat ihnen ja auch den Gefallen gethan, sich
sehr entschiedenfür einen konservativenStaatsmann zu

erklärenund jede andere Partei in Preußen auf das

Rachdrücklichstezu bekämpfen Natürlichgilt er ihnen
Palükauch als der Konservativste unter den Kon-

servativen
Man denke sich den Schrecken der Reaktionäre,

daß dieser von ihnen so verehrte, ja, man könnte

beinahe sagen, so vergötterteMinister mit Einem Male,
wie aus der Pistole geschossen,den Frankfurter Bundes-’
tag und zwar im Tone des nachdrücklichsteuErnstes
ausfordert, zur Mitwirkung an der Umgestaltung
der deutschen Bundesverfassung ein durch all-

gemeines gleiches und direktes Stimmrecht gewählies
deutsches Parlament in kurzer Frist zu berufen.

Will, so riefen die Reaktionäre aus, will unser Herr
und Meister denn wirklich die Teufel austreiben durch
Beelzebub, den obersten der Teufel?

Wir haben uns natürlich nicht erschrocken,ja, wir

haben uns nicht einmal gewundert. Freilich ist Graf
Bismarck der entschiedenfteGegner einer jeden frei-
sinnigen und volksthümlichenPolitik, und niemals kann

die freisinnigePartei im Lande mit ihm Frieden schließen,
auch wenn er selbst die Hand dazu bieten sollte. Denn
der Grundsatz, den er stets befolgt hat, und den er stets
befolgenwird und muß, so lange er in einem Staats-
ainte sich befindet, ist der, daß gerade in den Staatsan-

gelegenheiten, die das Volk am allernächstenangehen,
eben dieses Volk und die Vertreter dieses Volkes Nichts,
die Herren von der Regierung aber Alles zu sagen
haben· Natürlich hielten gerade darum seine Verehrer
ihn für einen höchst-konservativen Mann, und gewiß
hält auch er sichselbst.dasür.Aber in dem Sinne, wie

seineAnhängeres meinen, war er es nie, er ist es viel-

mehr in einem ganz anderen, jetzt schwerzu eiklärenden

Sinne.
,

Dennoch ist es nicht schwer zu sagen, weshalb er

jetzt an ein deutschesParlament appellirt, das aus dem

allgemeinen gleichen und direktenStimmrechthervor-
ehen soll. Er thut es wohl bauptlachlichdarum,-weilseine

bisherigeauswärtigePolitik ihm ganzlichfehlgeschlagen
ist. Das Ziel dieser Politik war, Schleswig-Holstein
fiir Preußen zu erobern und damit zugleichdie that-
sächlicheOberhoheit Preußenszunächstüber alle Nord-

deutschen Staaten zu erwerben Dieses Ziel wollte er

zuerst durch das Bündnis mit Oesterreich und später
dadurch erreichen, daß er den ehemaligenBundesgenossen
durch Furcht vor einem Kriege einzuschüchternsuchte.

Sie verehrten ihn als den Retter ,

Beide Wege erwiesensich als unrichtige Wege; der
letzterenamentlichdarum, weil Preußen einen erfolg-
reichen Krieg»m»itOesterreichnur dann führenkann,
wenn es· die ubrigen Deutschenzu Bundesgenossenhat.
Davon haben wir schon in unserem Blatte vom 7. April
gesprochen.Auch der Ministerpräsidenthat das endlich
erkannt, aber freilich erst, nachdem er recht schlimmeEr-
fahrungengemachthat, Jetzt UUU Will er seinen frühe-
ren Fehler wieder gut machen. Er will jetzt das

deutsche-Volk für sich gewinnen. Er weiß-wie
sehr dasselbe in dem größtenTheile unseres deutschen
Vaterlandesnach einem deutschenParlamente, und wie

außerordentlichViele nach dem allerausgedehntestendemo-

kratischenWahlrechte verlangen. Darum hat er Beides
von dem Frankfurter Bundestage gefordert und damit

auch Beides im Namen des PreußichenStaates ver-

sprochen. -

» Graf Bismarck glaubt, daß ein solchesWahlrecht
nicht die Gefahrenmit sich bringt, die seine Anhänger
uns vorzuspiegeln gesucht haben. Er hat darin gan
Recht. Aber er hat ganz Unrecht, wenn er glaubt, dag
irgend ein deutschesParlament oder irgend ein preu-
ßischesAbgeordnetenhaus, das nach solchemWahlrecht
gewähltwäre, jemals die Politik begünstigenoder auch
nur gutheißenkönnte, die er selbstund seine Anhänger
für eine »konservative«.halten. Darum ist es auch ein

sehr schwererJrrthum von ihm, wenn er durch seine
Frankfurter Anträge die Volksgunst wenigstens außer-
halb Preußens gewonnen zu haben glaubt. Ja, wenn

nochirgend eine Hoffnung vorhanden gewesen wäre, daß
die allbekannte tiefe Abneigungdes deutschenVolkes
gegen die Bismarcksche Politik sich plötzlichin eine
eben so allgemeine Zuneigung verwandeln könnte, so
haben gerade die Freunde und Anhängerdes Minister-
präsidentenselbst diesen Hoffnungsschimmerbis auf die

letzte Spur ausgelöscht.
Die Sache ist nämlichdie, daß diejenigenKonser-

vativen, die bisher ihres eigenen Vortheils wegen sich
in die Dienstedes Grafen Bismarck begeben haben,
jetzt einsehen,daß er ihnen nicht mehr helfen kann.
Sie sehenviel»deutlicherals er, daß seine Frankfurter
Antrage ihm nichts nutzen, ihnen selbst aber unendlich
schadenwerden.Darum geben sie sich alle Mühe, die-

selben»mvgltchstzu hintertreiben. Aber sie handeln dabei
nach ihrer alten Gewohnheit weder ehrlich noch Offen-
Sie gebensichnämlich die Miene, als ob sie den Plan
ihres bisherigenHerrn und Meisters ganz vortrefflich
fänden; abek sie toben ihn in solcherWeile, daß das

Volk, welches Graf Bismarck gar zu gern aus seine
Seite ziehenmöchte,dadurch nothwendigzurückgeschreckt
werden müßte, auch wenn· es nicht selbst schon klug
genug wäre, nicht blos »dieGabe, sondern auch den
Geber sich anzusehen. Sie sagennämlich, wenn auch
nicht überall den Worten, so doch dem Sinne nach:

-,,Wenn Graf Bismarck das allgemeine gleiche und
direkte Wahlrechteinführenwill, so will er es nur da-

zrum, w»eil·er »diegroßeMasse des deutschenVolkes für
so einfaltig hält, daß sie ihm zu Liebe wahrscheinlich

lauter Feinde des Volksrechteswählenwerden. Sollte



aber wider Erwarten ein Parlament gewähltwerden,
das ihm nicht Alles zu willen thut, nun so wird er

Mit demselbenebensoverfahren, wie mitdemPreußischen
Abgeordnetenhause.Triebe es aber seinen Widerstand
weiter, nun so hat er Polizei und Soldaten genug, um

die Herrn Parlamentsmitgliederzu»Paaken zU tretbetl.«

Ja, Andere von diesen Reaktionaren behauptensogar,
Gras Bismarck denke gar nicht daran, ein deutsches
Parlament zu Stande zu bringen. Er wollemktden

Verhandlungennur ein paar Monate Zeit hinhringen
Er weiß sehrgut, sagt u. A. die Berliner Rev»ue»vom
20. April, daß Oesterreich Venctien an das Konigreich
Italien verkaufen und spätestensAnfangs Juli den
Krieg gegen Preußenanfangen wird. Dann wird, meint

die Reviie, Graf Bismarck weder an deutschesParla-
ment, noch an Preußisches Abgeordnetenhausweiter
denken. Er wird einfach den Kaiser von Oesterreich
aus Wien nach Pesth vertreiben und »durchEisen und

Blut« ganz Deutschland unter PreußischemSepter
vereinigen

»

Natürlichschreibendiese Reaktionare dem Grasen
Bismarck solche Dinge nicht zu, um ihm Freunde
in Deutschland zu verschaffen, sondern um seine
Stellung noch mehr zu untergraben Sie geben
sich«eine überflüssigeMühe. Weder in Preußennoch
im übrigen Deutschland wird das Volk sich versucht
fühlen,seinBleiben in der Macht auch nur einen Augen-
blick zu wünschen,und versprächeer Berge von Freiheit.

Politische Wocheusebau.
Preußen. Augenblicklich hat sich die Situation etwas

friedlicher gestaltet, ohne daß man deßhalbberechtigt wäre,
an eine dauernde Sicherung des Friedens zu glauben.
Oefterreichund Preußenhaben sichverständigt,die getroffenen
militärischenMaßregelnrückgängigzu machen,aber uber den
Streitpunkt selbst,»welcherdie Rüstungenveranlaßthat, ist
noch keine Entscheidunggetroffen,und es kanndaher jeden
Augenblick die kaum scheinbar beseitigteSpannung auf’s
Neue hervortreten.

Jn der deutschen Frage hat die erste Abstimmung am

Bunde stattgefunden, und ist dem VerlangenPreußens,seinen
Antrag einein besonderen Ausschllssezur Berathung zu über-

Weilelx-Folge gegeben worden. Nichts desto weniger scheint
Preußen keine AussichtzU haben-ON Man weiter auf seine
Pläne eingehenwerde, da die Mehrzahl der deutschenStaa-
ten vor der Beraihung der Frage, ob und wann ein deutsches
Parlament einberufen werden soll, verlangenwird, Kenntniß
von der Vorlage zu haben, welche diesemParlament gemacht
werdensoll. Preußenwill til-setzdaß Man sicherst fest über
die Berufung des Parlaments einige, und so wird wohl die

-Sache wieder ins Stocken kvmlltely obgleich es den
RESIEIUUAMschwer sein wird, sie wieder von der Tagesord-
nung zu verdrängen.

. Was aber hat Preußen, resp. Graf Bismarck eigentlich
Mit seinem Antrage auf Einberufungeines aus allgemeinen
F(direkten)Wahlen hervor egangenen Parlamentes gewollt?
»Manwird gestehen,dasbei dein Umstande, daß Graf
»
lötuarck noch vor wenigen Jahren Oesterreich gegen-

.

er anf den festen Bestand des deutschenBandes hingewie-
leII«Und·bei seinem früherso unverhohlen ausgesprochenenWiderwillen gegen das allgemeine und direkte Wahlrechteine
lslche Frage wohl ihre Berechtigunghat, und man hat sich

auch viel mit ihr beschäftigt. Man hat den Antrag bald
einen diplomatischenSchachng genannt, durch welchen Graf
Bismarck Oesterreich der Unterstützung berauben wollte,
welchedasselbe bei den deutschenMittelstaaten fand, und bald

hat man in dem Antrage aus Einberufung eines deutschen
Parlamentes, welches aus allgemeinen,direkten Wahlen her-
vorgehen solle, nichts weiter gesehen,als einen ersten·Schritt,
der die Einführung dieser Wahlart auch in Preußen vor-

bereiten soll. Möglich, daß hie und da noch andere Motive
dem Antrage untergeschobenworden sind, diese beiden haben
sich stets wieder in den Vordergrundgedrängt,Und habendie
eifrigsten Vertheidiger gefunden, ohne daß sür die Richtigkeit
der einen oder der andern Ansichtmehr als Vermuthungen
ausgestellt werden konnten. Auch die ofsiziösenBlätter ließen
keinen bestimmten Rückschlußauf die Motive des Antrages
machen, da ihre Ausführungenjede Deutung zuließen· a

hat nun schließlichdas ofsiziösestealler offiziösenBlätter, die
»Prov. Korr.«, allen Zweifeln ein Ende gemacht. Sie bringt
einen längeren Artikel, betitelt: »Preußen und die Militär-

verfassung des deutschen Bundes«, in dem sie die Nothwens
digkeit einer Reform dieser Bundeskriegsverfassungnachweist.
Wir wollen hier nicht die Erörterungendes ofsiziösenBlattes
über diesen Gegenstand wiedergeben, da wohl Niemand im

ganzen deutschen Vaterlande die dringende Nothwendigkeit
solcher Reform in Abrede stellen wird. Wir wollen hier
nur die Stelle mittheilen, welcheuns einen Ausschlußgiebt
über die wahren Motive, welche jenem Antrag nach unserer
Ansicht zu Grunde liegen. Es heißt in dem Artikel: »Der
langjährige innere Streit in Preußen ist vor-

nehmlich durch die Frage in Betreff der Mili-

tärlaften des preußischen Volkes entstanden.
Diese Verpflichtungen mußten seither auch des-
halb gesteigert werden, weil Preußen eben nicht
blos sich selbst, sondern gan Norddeutschland
zu schützen hat. Es ist daher eine rage von der höchsten
Bedeutung ür Preußens gefammte Politik, daß endlich
durch eine S eforni des deutschen Bandes die Möglichkeit
gewonnen werde, eine Ausgleichung der Mili-
tärlasten Preußens gegenüber Deutschland und
damit eine- Ausgleichung des inneren Zwie-
spalts in Preußen zu finden.« —- Es ist also, mit

einfachen dürren Worten gesagt, dieser Antrag nichts wei-

ter, als ein Zurückweichen auf dein Gebiete der
inneren Politik. Wir sind weit entfernt, den Weg-
welcher hier zum Ausgleich des Mililärkonfliktesgezeigt
wird, einen falschen zu nennen; im Gegentheil, es ist dies
der Weg, welchen die gefammte liberale Partei
bisher immer als den einzig möglichen gezelst
hat. So kommt denn auch auf diesem Gehleteganz m

dekjelbenWeise,wie dies in der fchleswigsholstemlschenFkgge
geschehenist, die Regierung Schritt für Schritt dazu, sich
das Programm der liberalen Partei anzueignen.
Ob es der Regierung möglichsein wird,das Programm der
liberalen Partei ohne Stütze der liberalen Partei auszu-
führen,und ob diese Regierung«j,e·mal·3die Unterstützungder

liberalen Partei sinden wird, das ist eine Frage, deren Beant-

wortung wik getrost unseren Lesern selbst überlassenkönnen-
helit wollen wir nur die Thaisache selbst konstatiren, die

Thqtsqchk,daß die Ausdauer des Volkes ein Festhalten
an dein, was es sur recht und für deni Vaterlande

heilsam erkannt, nahe daran ist, ihren Lohn zu er-

halten.
Die Regierung hat die Wiederwahldes Abgeordneten

Hagen zuin Kämmerer von Berlin bestatigt.
Man trägt sichjetzt mit allerhand Gerüchten über eine



bevorstehendeZusammenberufung der Kammern, doch
scheint es nicht, daß dieselben irgendwie Glaubwürdigkeit
verdienen. Eher möchten wir den Nachrichten Glauben

schenken,welchewollten, daß die Regierungdaran denke, sobald
die Angelegenheitwegen Einberufungeines deutschenParla-
mentes geordnet sei, das jetzige Abgeordnetenhausaufzulösen
und Neuwahlen anzuordnen. Graf Vismarek ist in der letzten
Zeit krank gewesenund ist nochnicht wieder hergestellt. An
die durch die KrankheitbedingteZurückhaltungvon den Ge-

schäften knüper sich vtele Gerüchteüber seinen bevorstehenden
Rücktritt, doch haben sichdieselben alle als unrichtig erwiesen.

Es werden jetzt allerhand Maniteste nnd Sendschreiben
verbreitet,·welchedarauf berechnet sind, die Mitglieder der

reput«lik-1UilchellPartei für die Pläne der Regierung zu ge-
winnen. Abgesehenvon dein Umstande, daß die Zahl der

Republikiner in Deutschland verschwindendklein ist, wird auch
kein freisinnig denkender Mann in die plumpe Falle gehen-

Die Zahl der Volksversammlungen. welche sich so-
wohl iti Preußen we auch im übrigenDeutschland gegen
einen Krieg zwischen Preußen und Oesterreich ausgesprochen
haben, hat sich seit unserer letzten Wochenschau bedeutend

vermehrt. ,

ansau. Jn Nassau scheint wieder eine Wenduiig in

der Politik eingetreten zu sein: der Befehl, die Käppis der

Truppen nach österreichischemMuster umzuarbeiten, ist zu-
rückgenommenworden.

Die Friedens -Beschliisse.«)
Ueberall in Deutschland nnd namentlich auch in unserem

engeren Vaterlande Preußen werden Volksversammlungen
abgehalten, in denen Erklärungen wider den drohenden Krieg
abgegeben werden« — Ein aufmerksamer Beobachter dieser
Regungen wird es nicht übersehen können, daß nicht alle

Ausfpriiche der bisher ab,el)altenen Versammlungen von

gleichenGesichtspunktenausgehenund daßnamentlich zwischen
den zii Berlin und den in den Provinz-en angenommenen
Beschlüssen ein scheinbar s·.·hrerheblicher Unterschied besteht.
Während die Auespriiche der Provinzialversammlungen

einfach die Noihwendigkeit der Erhaltung des Friedens be-

tonen und nicht selten sich bis zu dein Ausspruche ztispitzen,
daß sie den Krieg zwischen Preußen und Oesterreich einen

unter allen Un standen zu verrneidetiden »Bruderkrieg«nennen,

fassen dEe berliner Erklärungen die Frage weniger einfach auf.

Wir wollen hier keiiie-wis-gsdarüber streiten, ob ein Krieg
mit Oesterreich wohl mit Recht ein Bruderkrieg genannt
werden kann, da doch· in diesem Reich vier mal mehr Ma-

gnaren, Sklaven uiid Ronianin als Deutsche wohnen und

überall das entscheidende Wort sprechen. Wir glauben viel-

mehr, daß die Kund elmngengegen den Krieg mit Recht als

die Hauptsache angesehen und auf die einzelnen Ausdrücke
weniger Gewicht gelegt ivurde.- Man hat auch wohl weniger
an Oesierreieb, als an die übiigendeutschenStaaten gedacht,
welche Jedermann in Preußen als Brudersta ten betrachtet.
Wenn wir also auch die Erklärung-u der Volkeversatnmlungen
in den Provinzen gelten lassen wollen,so können wir doch
nicht umhin, den Berliner-Beschlüssenden Vorzug ein-

zuräumen. »

Wir sind nämlich der Ansicht, daß die politischeLage

»t)Obgleich für den Augenblick die Kriegsgefahr beseitigt
scheint, so geben wir doch diesen Aeußeriiiigeneines geschätzten
Mitarbeiters über die Friedensresolution gern Raum »inunserem
Blatte, um so mehr, als er dieselbe in ihrer allgemeinen Bedeu-

tuitg bespricht.

zur Zeit viel zu verwickelt ist, um dieselbemit einem Worte
erschöpfenzu können.

Jst denn das preußischeMinisterium Oesterreichgegenüber
so ganz im Unrecht? Liegt der Fehler desselbennicht viel-

mehr darin, daß es geglaubt hat mit Oesterreich im Bunde
etwas für Preußen Förderlicheserreichen zu können? An
dem Verfall Deutschlands ist doch Niemand mehr Schuld
als Oesterreich und von jeher hat die Verbindung Preußens
mit Oesterreich nie etwas anderes bedeutet, als gemeinsame
Reaktion und die Aufgabe der liberalen Partei wird es

immer sein: Oesterreichs Einfluß «inDeutschland
zu brechen. So lange derselbe in seinem gegenwärtigen
Umfange besteht, ist an eine Einigung und an eine gemein-
same deutsche Verfassung nicht zu denken. Freilich gehört
dazu, daß Preußen ein wahrhafter Verfassungsstaat werde.

Außerdem gehörtnoch dazu, daß man die Einigungsaufgabe
nicht zu weitareisend stelle. Wollte man schon jetzt als Ziel
die Mediatisirung (d. h. Entthronung) sämmtlicherdeutscher
Fürsten und die Vereinigung des deutschen Volkes unter

einem Herrscher oder in Form einer Republik in’s Auge
fassen, so. würde man nichts erreichen. Ob unser Volk in

späterenTagen einmal eine solcheAufgabe zu lösen im Stande
sein wird, darüber wollen wir keine Vermuthungen aufstellen,
zur Zeit ist esv weder geneigt, noch hat es Veranlassung,
hieran ernstlich zu denken. Das auch heute-schonErreichbare
scheint uns die Verwandlung des jetzt bestehendenJundes

selbstherrlicherdeutscherFürsten in einen Volksbund, an dessen
Spitze eine Regierung steht, welche die gemeinsam mit der

allgemeinen deutschen Volksvertretung zu erlassendenGesetze
zur Ausführung zu bringen hat« Daß diese Regierung
mächtiger sein muß, als der deutsche Bundestag,versteht sich
von selbst. Sie muß die Leitung der militärischen Und

diplomatischenGeschäfte in der Hand haben, und das Wider-

spruchsrechtjedes einzelnenBundesfürsten,wie es jetzt besteht,
muß aufgehobenwerden.

Aus diesem Grunde kann sich gegenwärtigein liberaler

deutscher Mann weder fürs die Annexion der Herzogthümer
an Preußen, noch für die bedingungsloseEinsetzung eines

unbeschränktenHerzogs in denselben erklären, und daher darf
weder sür jene ein Krieg geführtwerden, noch kann Preußen
einfach aus Schleslvig-Holstein hinausgehen, Weil Oesterreich
es so haben will.

,

Wenn wir also den bisher in Berlin gefaßtenVolks-

beschlüssenden Vorzug einräumen, weil sie den. Willen des

preußischenVolkes klar - und deutlich aussprechen, so ist die

Thatsache selbst, daß das Volk in dieser Sache
gesprochen hat, für uns das Wichtigste, und wir legen
auf
diåtverschiedeneForm, in der es geschehen,kein so großes

Gewi .

Wir wollen den westlichen Provinzen ihr Ver-

dienst, zuerst das Wort ergrifer zu haben, in

keiner Weise schmälern. ,

Wir erblicken in diesem Vorgehen Unteres Volkes eine

Thatund das Saatkom einer besseren Zukunft, in welcher
die Völker nicht mehr blindliugs auf einander schlagen»wer-
den, nur allein deßhalb, Well Ihnen voll ihren jewesslgen
Regierungen das glänzendeScheinbild des kriegerischen
Ruhmes vorgehalten wird. Zum ersten Male hatte
seit Jahrhunderten ein Volk, unser Volk, mitge-
sprochen über«Kkleg und Frieden und es hat seine
Stimme für den Frieden erhoben.

Diese Thatfactie wird seiner eigenen Zukunft und
der Zukunft Europas nicht verloren sein.
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